
Bayerischer Landtag 
14. Wahlperiode Drucksache 14/2219 
 24.11.1999 
 

Beschluß 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 14/1770, 14/2147 

Gesetz zur Ausführung des Gesetzes zur Abschaffung 
des Bayerischen Senats 

§ 1 
Aufhebung des Gesetzes über den Senat 

Das Gesetz über den Senat – SenG – (BayRS 1101-1-I), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Dezember 1994 
(GVBl S. 1048), wird aufgehoben. 

 
§ 2 

Aufhebung des Gesetzes über die Aufwandsent-
schädigung für die Mitglieder des Bayerischen Senats 

Das Gesetz über die Aufwandsentschädigung für die Mit-
glieder des Bayerischen Senats in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. November 1996 (GVBl S. 452, 
BayRS 1101-2-I) wird aufgehoben. 

 
§ 3 

Änderung des Gesetzes über den 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof 

Das Gesetz über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
vom 10. Mai 1990 (GVBl S. 122, ber. S. 231, BayRS 1103-
1-I), geändert durch § 2 des Gesetzes vom 10. Juli 1998 
(GVBl S. 385), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird im Dritten Teil, Kapitel II, 
wie folgt geändert: 

a) Der 1. Abschnitt erhält folgende Fassung: 

„1. Abschnitt  Anklagen gegen ein Mitglied der 
Staatsregierung oder des Landtags (Art. 2 Nr. 1)“ 

b) Die Worte „3. Unterabschnitt  Anklagen gegen 
Senatoren 

Art. 45  Verfahren“ 

werden gestrichen. 

2. In Art. 2 Nr. 1 werden die Worte „und über Anklagen 
des Senats gegen ein Mitglied des Senats (Art. 23 
Satz 4 des Gesetzes über den Senat)“ gestrichen. 

3. In Art. 5 Abs. 2 werden die Worte „des Senats,“ gestri-
chen.  

4. In Art. 19 Abs. 2 Satz 2, Halbsatz 2 werden die Worte 
„der Senat,“ gestrichen. 

5. Im Dritten Teil, Kapitel II, erhält die Bezeichnung des 
1. Abschnitts folgende Fassung: 

„1. Abschnitt  Anklagen gegen ein Mitglied der Staats-
regierung oder des Landtags (Art. 2 Nr. 1)“ 

6. Im Dritten Teil, Kapitel II, 1. Abschnitt wird der 
3. Unterabschnitt  Anklagen gegen Senatoren (Art. 45) 
aufgehoben. 

7. Art. 49 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „der Senat,“ ge-
strichen. 

bb) In Satz 3 werden die Worte „oder des Senats“ 
und die Worte „oder Senats“ gestrichen. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „, dem Senat“ ge-
strichen. 

8. In Art. 50 Abs. 3 und 4 werden jeweils die Worte 
„, dem Senat“ gestrichen. 

9. In Art. 55 Abs. 2 und 4 werden jeweils die Worte 
„, dem Senat“ gestrichen. 

 
§ 4 

Änderung des Landeswahlgesetzes 

Das Gesetz über Landtagswahl, Volksbegehren und Volks-
entscheid (Landeswahlgesetz – LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. März 1994 (GVBl S. 135, ber. 
S. 314, BayRS 111-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des 
Gesetzes vom 26. Juli 1999 (GVBl S. 332), wird wie folgt 
geändert: 

1. In Art. 59 Abs. 2 werden die Worte „Einzelplan „Land-
tag und Senat““ durch die   Worte „in dem für den 
Landtag geltenden Einzelplan“ ersetzt. 

2. Art. 72 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben; die bisherige 
Satzbezeichnung 1 entfällt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Satz 1“ gestrichen. 



Seite 2 Bayerischer Landtag 14. Wahlperiode Drucksache  14/2219 

3. In Art. 75 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „des Land-
tags und des Senats“ durch die Worte „und des Land-
tags“ ersetzt und die Worte „und Senat“ gestrichen. 

 
§ 5 

Änderung des Gesetzes über den Bayerischen  
Verdienstorden 

Art. 6 Abs. 2 des Gesetzes über den Bayerischen Ver-
dienstorden (BayRS 1132-1-S) erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Ordensbeirat besteht aus dem Präsidenten des 
Landtags und dem Mitglied der Staatsregierung, welches 
den Ministerpräsidenten vertritt.“ 

 
§ 6 

Änderung des Gesetzes über den Bayerischen  
Maximiliansorden für Wissenschaft und Kunst 

Art. 6 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über den Bayerischen 
Maximiliansorden für Wissenschaft und Kunst (BayRS 
1132-4-S) erhält folgende Fassung: 

„1Der Ordensbeirat besteht aus dem Präsidenten des Land-
tags, dem Mitglied der Staatsregierung, welches den Minis-
terpräsidenten vertritt, dem Staatsminister für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst, dem Präsidenten der Akademie der 
Wissenschaften und dem Präsidenten der Akademie der 
Schönen Künste.“ 

 
§ 7 

Änderung des Bayerischen Sicherheits-
überprüfungsgesetzes 

Art. 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Voraussetzungen und 
das Verfahren von Sicherheitsüberprüfungen des Freistaates 
Bayern – Bayerisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz – 
(BaySÜG) vom 27. Dezember 1996 (GVBl S. 509, BayRS 
12-3-I) erhält folgende Fassung: 

„(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die Mitglieder der Staats-
regierung und des Landtags sowie Richter, soweit sie Auf-
gaben der Rechtsprechung wahrnehmen.“ 

 
§ 8 

Änderung des Gesetzes über die Organisation der  
elektronischen Datenverarbeitung im Freistaat Bayern 

Das Gesetz über die Organisation der elektronischen Da-
tenverarbeitung im Freistaat Bayern (EDVG) – BayRS  
200-3-I wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Worte „und des Senats“ 
gestrichen. 

bb) In Satz 3 werden die Worte „sowie dem Senat“ 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „und der Senat“ ge-
strichen und das Wort „haben“ durch das Wort 
„hat“ ersetzt. 

2. In Art. 4 Abs. 3 werden die Worte „, der Senat“ gestri-
chen. 

3. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Zahl „20“ durch die Zahl 
„18“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Worte „der Senat aus 
seiner Mitte ein Mitglied,“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „vier“ durch das Wort 
„fünf“ ersetzt. 

 
§ 9 

Änderung des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 

Art. 59 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das 
Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – 
LStVG) – BayRS 2011-2-I –, zuletzt geändert durch § 2 des 
Gesetzes vom 12. April 1999 (GVBl S. 130), erhält folgen-
de Fassung: 

„Art. 59 
Zuständigkeit zur Verfolgung und Ahndung von  

Ordnungswidrigkeiten nach § 112 des Gesetzes über  
Ordnungswidrigkeiten 

Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 112 OWiG ist 
bei Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen des Landtags 
oder seines Präsidenten der Direktor des Landtagsamts.“ 

 
§ 10 

Änderung des Bayerischen Beamtengesetzes 

Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. August 1998 (GVBl S. 702, 
BayRS 2030-1-1-F), zuletzt geändert durch § 1 des Geset-
zes vom 22. Juli 1999 (GVBl S. 300), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

Abschnitt VII, Teil 1, erhält folgende Fassung: 

„1. Beamte des Landtags 

Art. 125   Beamte des Landtags“ 

2. In Art. 32a Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „die Präsi-
dien des Landtags beziehungsweise des Senats“ durch 
die Worte „das Präsidium des Landtags“ ersetzt. 

3. Art. 104 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „(Art. 4 Abs. 2 des 
Gesetzes über den Senat)“ gestrichen. 
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b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „und in den 
Fällen des Art. 40 der Verfassung auch dem Senat“ 
gestrichen. 

4. Abschnitt VII, Teil 1, erhält folgende Fassung: 

„1. Beamte des Landtags 

Art. 125 
Beamte des Landtags 

(1) 1Die Beamten des Landtags sind Beamte des Staa-
tes. 2Sie werden vom Präsidium des Landtags ernannt. 
3Zur Ernennung des Direktors und der höheren Beam-
ten ist die Zustimmung des Ältestenrats erforderlich. 

(2) 1Oberste Dienstbehörde der Beamten des Landtags 
ist das Präsidium des Landtags. 2Der Präsident des 
Landtags übt die Dienstaufsicht über die Beamten des 
Landtags aus. 

(3) 1Art. 14 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. 2Die in 
Art. 32 Abs. 2 Satz 2 vorgesehene Zuständigkeit des 
Landespersonalausschusses nimmt das Präsidium des 
Landtags wahr. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für den Landesbe-
auftragten für den Datenschutz und die Beamten der 
Geschäftsstelle; Art. 29 des Bayerischen Datenschutz-
gesetzes bleibt unberührt.“ 

 
§ 11 

Änderung der Bayerischen Disziplinarordnung 

In Art. 44 Abs. 1 Satz 2 der Bayerischen Disziplinarord-
nung (BayDO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. März 1985 (GVBl S. 31, BayRS 2031-1-1-F), zuletzt 
geändert durch § 4 des Gesetzes vom 22. Juli 1999 (GVBl 
S. 300), werden die Worte „(Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes 
über den Senat)“ gestrichen. 

 
§ 12 

Änderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes und 
Überleitungsregelung 

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayRS 2032-1-1-F), 
zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 
26. Juli 1999 (GVBl S. 312), wird wie folgt geändert: 

1. In der Anlage zum Bayerischen Besoldungsgesetz- 
Bayerische Besoldungsordnungen - wird in Besol-
dungsgruppe B 7 das Amt „Ministerialdirigent - als Di-
rektor des Senatsamts -“ gestrichen. 

2. Im Anhang zu den Besoldungsordnungen - Künftig 
wegfallende Ämter und Amtsbezeichnungen - wird 
eingefügt: 

„Besoldungsgruppe B 7 kw 
Ministerialdirigent 

- als Direktor des Senatsamts -“. 

§ 13 
Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes 

Das Bayerische Datenschutzgesetz (BayDSG) vom 
23. Juli 1993 (GVBl S. 498, BayRS 204-1-I), geändert 
durch § 6 des Gesetzes vom 10. Juli 1998 (GVBl S. 385), 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 2 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für den 
Landtag nur, soweit er in Verwaltungsangelegenheiten 
tätig wird.“ 

2. In Art. 29 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „und den 
Senat“ gestrichen. 

3. Art. 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „, dem Senat“ 
gestrichen. 

b) In Absatz 6 werden die Worte „, der Senat“ gestri-
chen. 

4. Art. 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Zahl „11“ durch die Zahl 
„10“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Worte „1 Mitglied der 
Senat,“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „vier“ durch das Wort 
„fünf“ ersetzt. 

 
§ 14 

Änderung des Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes 

In Art. 11 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Vermeidung, 
Verwertung und sonstigen Entsorgung von Abfällen in 
Bayern (Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz – BayAbfG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 1996 
(GVBl S. 396, ber. S. 449; BayRS 2129-2-1-U), geändert 
durch § 2 des Gesetzes vom 23. Februar 1999 (GVBl 
S. 36), werden die Worte „nach Anhörung des Senats und“ 
gestrichen. 

 
§ 15 

Änderung der Bayerischen Bauordnung 

In Art. 90 Abs. 9 und 10 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. August 1997 (GVBl S. 433, ber. 1998 S. 270, 
BayRS 2132-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Juli 1998 (GVBl S. 439), werden jeweils die Worte 
„nach Anhörung des Senats“ gestrichen. 
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§ 16 
Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer  

Akademie für Politische Bildung 

In Art. 14 Abs. 2 des Gesetzes über die Errichtung einer 
Akademie für Politische Bildung (BayRS 2211-1-UK) 
werden die Worte „einem Vertreter des Senats,“ gestrichen. 

 

§ 16 a 

Änderung des Bayerischen Archivgesetzes 

Art. 12 des Bayerischen Archivgesetzes vom 22. Dezember 
1989 (GVBl S. 710, BayRS 2241-1-WFK) erhält folgende 
Fassung: 

„Art. 12 
Archiv des Bayerischen Landtags 

(1) 1Für das Archiv des Landtags gelten die Bestimmungen 
des Abschnitts II sinngemäß. 2 Der Landtag regelt die Ein-
zelheiten der Benützung. 

(2) Sofern der Landtag kein eigenes Archiv unterhält, hat er 
Unterlagen, die er zur Erfüllung seiner Aufgaben nicht 
mehr benötigt, dem zuständigen staatlichen Archiv zur 
Übernahme anzubieten.“ 

 
§ 17 

Änderung des Denkmalschutzgesetzes 

In Art. 12 Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz und zur Pflege 
der Denkmäler (Denkmalschutzgesetz – DSchG) - BayRS 
2242-1-WFK -, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juli 1994 (GVBl S. 622), werden die Worte „nach An-
hörung des Senats“ gestrichen. 

 
§ 18 

Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes 

Das Gesetz über die Errichtung und die Aufgaben einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts „Der Bayerische Rund-
funk“ (Bayerisches Rundfunkgesetz – BayRG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Februar 1994 (GVBl 
S. 242, BayRS 2251-1-WFK), geändert durch § 7 des Ge-
setzes vom 10. Juli 1998 (GVBl S. 385), wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Der Anteil der von der Staatsregierung und dem 
Landtag in die Kontrollorgane entsandten Vertreter 
darf ein Drittel nicht übersteigen.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 wird aufgehoben; die bishe-
rigen Nummern 4 bis 20 werden Nummern 3 bis 
19. 

c) In Absatz 5 Satz 1 wird die Zahl „20“ durch die 
Zahl „19“ ersetzt. 

2. Art. 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1Der Verwaltungsrat besteht aus sechs Mitgliedern, 
nämlich aus dem Präsidenten des Bayerischen Landtags 
und dem Präsidenten des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs und vier vom Rundfunkrat zu wählenden 
Mitgliedern. 2Die Mitglieder des Verwaltungsrats dür-
fen nicht gleichzeitig dem Rundfunkrat angehören. 3Für 
sie gilt Art. 6 Abs. 5 entsprechend.“ 

3. Art. 9 erhält folgende Fassung: 

„Art. 9 

Vorsitzender des Verwaltungsrats ist der Präsident des 
Bayerischen Landtags.“ 

 
§ 19 

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Das Gesetz über die Entwicklung, Förderung und Veran-
staltung privater Rundfunkangebote und anderer Medien-
dienste in Bayern (Bayerisches Mediengesetz – BayMG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Januar 1999 
(GVBl S. 8, BayRS 2251-4-S), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 wird aufgehoben; die bisheri-
gen Nummern 4 bis 20 werden Nummern 3 bis 19. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Zahl „20“ durch die 
Zahl „19“ ersetzt. 

2. In Art. 21 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „, den Baye-
rischen Senat“ gestrichen. 

3. In Art. 23 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2 wird „Abs. 1 Nr. 4“ 
durch „Abs. 1 Satz 1 Nr. 3“ ersetzt. 

 
§ 20 

Änderung des Bayerischen Landesplanungsgesetzes 

Das Bayerische Landesplanungsgesetz (BayLplG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 1997 
(GVBl S. 500, BayRS 230-1-U) wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 14 Abs. 3 werden die Worte „nach Anhörung 
des Senats“ gestrichen. 

2. In Art. 19 werden in der Inhaltsübersicht und in der 
Überschrift jeweils die Worte „und des Senats“  und im 
Text die Worte „und dem Senat“ gestrichen. 

 
§ 21 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung der  
Bayerischen Landesstiftung 

Das Gesetz über die Errichtung der Bayerischen Landesstif-
tung (BayRS 282-2-10-F) wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 
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b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

2. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die bisherigen Nummern 4 und 
5 durch folgende Nummer 4 ersetzt: 

„4. je einem von den Staatsministerien des Innern, 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst und 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen 
und Gesundheit benannten Vertreter.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Vertreter des Landtags werden durch den 
Landtag für fünf Jahre bestellt;“. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „oder dem Senat“ 
gestrichen. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Nr. 5“ durch die 
Worte „Nr. 4“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Ihre Amtsdauer 
endet“ durch die Worte „Bei Staatsbeamten 
endet die Amtsdauer“ ersetzt. 

 
§ 22 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung der  
Bayerischen Forschungsstiftung 

Das Gesetz über die Errichtung der Bayerischen For-
schungsstiftung vom 24. Juli 1990 (GVBl S. 241, 
BayRS 282-2-11-W), geändert durch Gesetz vom 
10. August 1994 (GVBl S. 773), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird nach dem Wort „Wissenschaft“ 
das Wort „, Forschung“ eingefügt. 

b) In Nummer 4 werden die Worte „Wirtschaft und 
Verkehr“ durch die Worte „Wirtschaft, Verkehr 
und Technologie“ ersetzt. 

c) Nummer 6 wird aufgehoben; die bisherigen Num-
mern 7 und 8 werden Nummern 6 und 7. 

2. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Wissen-
schaft“ das Wort „Forschung“ eingefügt und die 
Worte „Wirtschaft und Verkehr“ durch die Worte 
„Wirtschaft, Verkehr und Technologie“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Der Vorstand beruft einen ehrenamtlichen Präsi-
denten.“ 

§ 23 
Änderung des Bayerischen Richtergesetzes 

In Art. 2 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Richtergesetzes 
(BayRS 301-1-J), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. Juli 1999 (GVBl S. 304), werden die Worte „und in den 
Fällen des Art. 40 der Verfassung auch der Senat“ gestri-
chen. 

 
§ 24 

Änderung der Bayerischen Haushaltsordnung 

Die Haushaltsordnung des Freistaates Bayern  (Bayerische 
Haushaltsordnung – BayHO) – BayRS 630-1-F –, zuletzt 
geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 26. Juli 1999 
(GVBl S. 312), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 10 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „und des Se-
nats“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „und den Senat“ 
gestrichen. 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und wird wie 
folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „und den Senat“ 
gestrichen.  

bb) In Satz 2 werden die Worte „und Senat“ gestri-
chen. 

2. In Art. 29 Abs. 3 Sätze 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „, des Senats“ gestrichen. 

3. In Art. 30 werden die Worte „und dem Senat zur Stel-
lungnahme zugeleitet“ gestrichen. 

4. Art. 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „und dem Se-
nat“ gestrichen. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „und den Senat“ 
gestrichen. 

5. In Art. 37 Abs. 4 werden die Worte „Landtag und Se-
nat“ durch die Worte „dem Landtag“ ersetzt. 

6. Art. 88 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „den Senat,“ ge-
strichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „oder Senat“ ge-
strichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „oder des Se-
nats“ gestrichen.  
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7. In Art. 97 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „dem Senat 
und“ gestrichen. 

8. Art. 99 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „, den Senat“ gestri-
chen. 

b) In Satz 3 werden die Worte „oder dem Senat“ ge-
strichen. 

9. Art. 114 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „, dem Senat“ 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „nach Anhörung des 
Senats“ gestrichen. 

 
§ 25 

Änderung des Haushaltsgesetzes 1999/2000 

Das Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des 
Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 1999 und 2000 - 
Haushaltsgesetz 1999/2000 vom 26. Juli 1999 (GVBl 
S. 312, BayRS 630-2-13-F) wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 5 Abs. 2 werden die Worte „und Senat“ gestri-
chen. 

2. In Nummer 12.8 der Durchführungsbestimmungen 
zum Haushaltsgesetz 1999/2000 (Anlage DBestHG 
1999/2000) werden die Worte „und dem Senat“ gestri-
chen. 

 
§ 26 

Änderung des Bayerischen Gleichstellungsgesetzes 

Das Bayerische Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern (Bayerisches Gleichstellungsgesetz – BayGlG) 
vom 24. Mai 1996 (GVBl S. 186, BayRS 805-8-A) wird 
wie folgt geändert: 

1. In Art. 3 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „und den 
Senat“ gestrichen. 

2. In Art. 22 werden die Worte „und dem Senat“ gestri-
chen. 

§ 27 
Änderung der Wahlordnung für den Beirat der  

Akademie für Politische Bildung 
In § 1 Abs. 1 der Wahlordnung für den Beirat der Akade-
mie für Politische Bildung (BayRS 2211-1-2-UK) werden 
die Worte „der Vertreter des Senats wird von der Vollver-
sammlung des Senats“ gestrichen. 

 
§ 28 

In-Kraft-Treten; Überleitungsregelungen 

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 22 Nr. 2 Buchst. b mit Wir-
kung vom 1. Juni 1999 in Kraft. 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder des Bayerischen Senats 
endet mit Ablauf des 31. Dezember 1999; das gilt auch für 
die Funktionen, in die sie vom Senat entsandt oder für die 
sie vom Senat vorgeschlagen oder benannt worden sind. 

(3) Die bis zum 1. Januar 2000 entstandenen Ansprüche 
gemäß dem Gesetz über die Aufwandsentschädigung für 
die Mitglieder des Bayerischen Senats in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. November 1996 (GVBl S. 452, 
BayRS 1101-2-I) und § 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 
24. Juli 1996 (GVBl S. 287, BayRS 1101-2-I) bleiben un-
berührt. 

(4) Soweit nach dem 31. Dezember 1999 noch Maßnahmen 
oder Entscheidungen zu treffen sind, für die bis dahin Or-
gane des Senats zuständig waren, ist der Präsident des Bay-
erischen Landtags zuständig. 

(5) Die Verpflichtung der Mitglieder des Senats, sich jeder 
mißbräuchlichen Verwertung der infolge ihrer Mitglied-
schaft zu ihrer Kenntnis gelangten Tatsachen, Maßnahmen 
und Pläne zu enthalten (Art. 23 Satz 2 des Gesetzes über 
den Senat – BayRS 1101-1-I) besteht fort. 

Der Präsident: 

Böhm 


